Fall 3: „Das ist beschlagnahmt!“
Für die Karnevalszeit hatte sich A dieses Jahr  die Verkleidung eines  Polizeibeamten zugelegt. Als er hiermit abends in Richtung Festzelt lief, fiel ihm auf dem Parkplatz davor der B auf, der gerade die Tageseinnahmen (ca. 1.500 €) seines Geschäfts in einer Geldbombe in den Kofferraum seines Wagens legte. A trat hinzu und rief „Halt Polizei! Wo haben Sie das geklaut?“. Der eingeschüchterte B meinte kleinlaut, es sei sein Geld. A entgegnete nur „Ja sicher, Sie zeigen mir jetzt erst einmal Ihre Papiere und das Geld ist beschlagnahmt“. Widerwillig überreichte B die Geldbombe an A. Dann ging er zur
 Fahrgastzelle, wo er in seiner Jacke nach dem Ausweis kramte. Als er hiermit wieder am geöffneten Kofferraum war, waren A und das Geld verschwunden.
A hatte die Geldbombe nach Hause gebracht, das Geld entnommen und den Behälter – wie bereits bei der „Beschlagnahme“ geplant – später in den Park geworfen.

Strafbarkeit des A? Erforderliche Strafanträge sind gestellt.

Lösungsskizze:

I. Indem A bei B die Geldbombe mit den ca. 1.500 € „beschlagnahmte“, kann er sich nach       §§ 242 I, 243 I 2 Nr. 2 StGB (Diebstahl in einem besonders schweren Fall) strafbar gemacht haben. 

1. Objektiver Tatbestand

a) Die in der Geldbombe befindlichen Geldscheine sowie die Geldbombe selbst sind für A fremde, bewegliche Sachen.
b) Diese müsste A aber auch weggenommen haben. Wegnahme ist der Bruch fremden und die Begründung neuen, nicht notwendigerweise tätereigenen Gewahrsams. (Tröndle/Fischer, 54. Aufl. 2007, § 242 Rn. 16). Gewahrsam wird hierbei definiert als die tatsächliche Herrschaftsgewalt über eine Sache, die einem nach der Verkehrsanschauung zugeordnet ist und von einem Herrschaftswillen getragen wird (Tröndle/Fischer, 54. Aufl. 2007, § 242 Rn. 11 ff.). Diesen verlor B und erlangte A, indem er die Geldbörse nach Hause trug und B jede Zugriffsmöglichkeit verlor. Fraglich ist aber, ob dies durch einen „Bruch“ erfolgte, also gegen den Willen des B, oder ob in der Hingabe der Geldbörse ein tatbestandsausschließendes Einverständnis in den Gewahrsamswechsel zu erblicken ist. 

Die hiermit verbundene Abgrenzung zwischen dem Fremdschädigungsdelikt des Diebstahls und dem Selbstschädigungsdelikt des Betrugs wird von einer Minderansicht nach dem äußeren Verhalten abgegrenzt: Betrug läge bei einem „Geben“ vor, Diebstahl bei einem „Nehmen“ (so noch RG, LZ (Leipziger Zeitschrift für das deutsche Recht) 1920, 717 (Nr. 10) und RG, LZ 1922, 265 (Nr. 4) sowie Schmitt, Spendel-FS (1992), 575 (581); beachte: so grenzt die Rechtsprechung heutzutage noch § 249 StGB und §§ 253, 255 StGB ab – so etwa BGHSt 25, 224 (228) und BGHSt 41, 123 (126)). Obgleich hierfür eine leicht beweisbare Abgrenzung spricht, hängt die Abgrenzung hiernach vom Zufall ab.
Die Rechtsprechung (vgl. nur BGHSt. 18, 221 (223), BGHSt. 41, 198 (201)) sowie die überwiegende Ansicht im Schrifttum (Geppert, JuS 1977, 69 (70), Tröndle/Fischer, 54. Aufl. 2007, § 242 Rn. 27 und Sch/Schr/Eser, 27. Aufl. 2006, § 242 Rn. 36) grenzen daher rein subjektiv nach der inneren Willensrichtung des Opfers ab: Duldet der Verletzte die Wegnahme, so kann darin eine Verfügung im Sinne des Betrugstatbestandes nur gesehen werden, wenn das Dulden auf einem freien Willensentschluss beruht, mag er auch durch einen Irrtum beeinflusst sein (BGHSt. 18, 221 (223)). Wird eine polizeiliche Beschlagnahme vorgetäuscht,  meint der Getäuschte, unter einem besonderen Herrschaftsverhältnis zu stehen, kraft dessen jede Ausübung von Sachherrschaft sofort unterbunden werden kann. Er handelt also in dem Bewusstsein, jede andere Handlung sei zwecklos, da die Beschlagnahme sonst ohne weiteres zwangsweise durchgeführt werde – „für einen eigenen, freien Willensentschluss, das sich dem Zwang fügt, [bleibt] kein Raum“ (BGHSt. 18, 221 (223)). In den Beschlagnahmefällen ist daher – wie im vorliegenden Fall – von keiner freiwilligen Gewahrsamsaufgabe auszugehen und daher von einer Wegnahme (BGHSt. 18, 221 (223), BGH, NJW 1952, 796, BGH, NJW 1953, 74, Geppert, JuS 1977, 69 (70), Otto, ZStW 79 (1967), 59 (74 f.), Tröndle/Fischer, 54. Aufl. 2007, § 242 Rn. 27, Wessels/Hillenkamp, BT 2, 30. Aufl. 2007, Rn. 629; aA BGH, GA 1965, 107: „Dieser Sachverhalt steht dem Tatbestand des Betruges näher als dem Diebstahl [...]“). 
2. Subjektiver Tatbestand

a) Dies geschah vorsätzlich. 
b) Fraglich ist einzig, ob A Zueignungsabsicht nicht nur hinsichtlich der Geldscheine sondern auch bezüglich der Geldbombe. Letzteres wird von der Rechtsprechung verneint, wenn es beim Diebstahl ausschließlich um den Inhalt geht und der Behälter weggeworfen werden soll, an diesem also keinerlei Aneignungswillen besteht (so BGH, NJW 1990, 2569, BGH, NStZ-RR 2000, 343 und BGH, NStZ 2004, 333). Hiergegen spricht aber, dass eine gewollte vorübergehende Aneignung genügt, so dass es ausreichen muss, wenn der Täter – wie im vorliegenden Fall – das Behältnis zumindest vorübergehend als Transportmittel verwenden möchte (so zu Recht LK/Ruß, 11. Aufl., § 242 Rn. 59 und Gropp, JR 1985, 518 (521); in diese Richtung wohl auch BGH, NJW 1977, 1460: es sei zu differenzieren, ob das Behältnis sofort zerstört werde [dann § 303 StGB] oder erst in den Gewahrsam des Täters übergehe [dann § 242 StGB auch bezüglich des Behältnisses]).
3. Rechtswidrigkeit und Schuld: Mangels Rechtfertigungs- und Entschuldigungsgründen geschah die Tat rechtswidrig und schuldhaft.
4. Indem das Geld in der Geldbombe steckte, kann A eine Sache gestohlen haben, die durch ein verschlossenes Behältnis besonders gegen Wegnahme gesichert war (§ 243 I 2 Nr. 2 StGB). Unabhängig von dem Streit, ob es genügt, wenn der Dieb das Behältnis mit stiehlt und nicht am Tatort öffnet (hierzu BGHSt. 24, 248 f. und LK/Ruß, 11. Aufl., § 243 Rn. 18 [auch in diesem Fall § 243 I 2 Nr. 2 StGB bejahend] einerseits und Sch/Schr/Eser, 27. Aufl. 2006, § 243 Rn. 25 [§ 243 I 2 Nr. 2 StGB verneinend, da es dann an der Funktion einer besonderen Sicherung gegen Wegnahme fehle, wenn die Sicherung selbst einfach mit entwendet werden könne] andererseits, müsste die Geldbombe aber auch verschlossen gewesen sein. Da es hierzu an Angaben im Sachverhalt fehlt, ist das Regelbeispiel in dubio pro reo als nicht verwirklicht anzusehen.
5. Ergebnis: A hat sich nach § 242 I StGB strafbar gemacht.

II. Indem A dem B vorspiegelte, er sei Polizeibeamte und würde die Geldbombe „beschlagnahmen“, kann sich A nach § 132 Var. 1 und 2 StGB (Amtsanmaßung) strafbar gemacht haben.

1. Objektiver Tatbestand

a) A hat sich mit der Aussage „Halt Polizei“ in Verbindung mit seiner Polizisten-Verkleidung als Polizist und damit als Inhaber eines öffentlichen Amtes geriert. 
b) Zugleich hat er mit der Beschlagnahme eine Handlung vorgenommen, die nach § 98 I 1 StPO dem Richter und bei Gefahr im Verzug der Staatsanwaltschaft und ihren Ermittlungspersonen (§ 152 GVG) kraft deren öffentlichen Amtes vorbehalten ist.
2. Subjektiver Tatbestand: Dies geschah vorsätzlich.

3. Die Tat erfolgte rechtswidrig und schuldhaft.

4. Problematisch ist einzig das (Konkurrenz-)Verhältnis zwischen den beiden Tatbestandsvarianten. Während einige gewichtige Stimmen im Schrifttum dazu tendieren, die Tatbestandsvarianten bereits tatbestandlich als qualitativ verschiedenartig anzusehen und so eine tatbestandliche Exklusivität anzunehmen (Die 1. Variante sei die Ausübung pseudohoheitlicher Tätigkeit unter Inanspruchnahme einer Amtsstellung, die 2. Variante dagegen eine „schlichte Usurpation“ amtlicher Befugnisse ohne Anmaßung eines Amtes; so Küper, JR 1967, 451 (453) und SK-StGB/Rudolphi, § 132 Rn. 2) und einige andere die 2. Tatvariante als von der 1. Tatvariante konsumiert ansehen (Lackner/Kühl, 26. Aufl. 2007, § 132 Rn. 10 und Herzberg, JuS 1973, 234 (236)), geht die überwiegend vertretene Ansicht zu Recht von einem gesetzeskonkurrierenden Vorrang (Spezialität) der 1. Tatvariante aus (Geppert, Jura 1986, 590 (593), LK/von Bubnoff, 11. Aufl., § 132 Rn. 24 und 41, MüKo-StGB/Hohmann, § 132 Rn. 27 und Tröndle/Fischer, 54. Aufl. 2007, § 132 Rn. 18). Hierfür spricht, dass mit der 1. Tatvariante eine Usurpation von Amt und Amtshandlung verbunden ist, während die 2. Tatvariante nur den Teilaspekt der Vornahme der Amtshandlung umfasst.
5. Ergebnis: A hat sich somit nach § 132 Var. 1 StGB strafbar gemacht.

III. Konkurrenzen und Gesamtergebnis

Der Diebstahl und die Amtsanmaßung, die durch dieselbe Handlung begangen wurden und verschiedene Rechtsgüter schützen (§ 132 StGB dient dem Schutz der Organisation des Staates, § 242 StGB dem Eigentum), stehen in Tateinheit zueinander, § 52 StGB. 
A hat sich daher nach §§ 242 I, 132 Var. 1, 52 StGB strafbar gemacht.
